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Neue Sicherheit 
für die Stadt
Hubert Beste1

S eit dem Ende der 80er Jahre entfaltet sich in den städti-
schen Metropolen der Bundesrepublik eine Sicher-
heits- und Ordnungsprogrammatik, die wohl nicht

ganz zufällig mit dem Kollaps des realexistierenden Sozialis-
mus zusammenfällt. Das angestammte Feindbild des Kom-
munismus, das über Jahrzehnte hinweg feste Orientierungs-
maße geliefert hatte, war plötzlich und unwiederbringlich
verschwunden. Der Feind aus dem Osten und die Teilung
Deutschlands hatten die äußere Sicherheitspolitik entschei-
dend geprägt. Auf der anderen Seite war die innere Sicher-
heitspolitik in der Nachkriegsgeschichte der Bundesrepublik
schon immer bestimmt von spezifischen Feindbildkon-
struktionen, die sich etwa in sozialen und politischen Rand-
gruppen, »linkem Terrorismus« oder »organisierter Krimina-
lität« treffend bündeln ließen.2 Das Neue an der gegenwärti-
gen Sicherheitsdiskussion in den Städten ist jedoch die Art
und Weise, in der bestimmte »Risikogruppen« sozial präpa-
riert werden. Ob »illegale Asylanten«, »schwarzafrikanische
Drogendealer« oder einfach nur Obdachlose und Gestrande-
te, sie zeichnen sich allesamt durch eine absolute gesell-
schaftliche wie politische Machtlosigkeit aus. Hintergrund
dieser Entwicklung sind vor allem zwei Tatbestände. Erstens:
Eine Sicherheitspolitik, insbesondere die neofeudale, aggres-
sive Variante, bedarf in demokratisch-parlamentarisch ver-
faßten Gemeinwesen der politischen Legitimation. Zu die-
sem Zweck müssen Feindbilder und Bedrohungsszenarien
kultiviert werden, die diese Form der Ausgrenzungspolitik
gesellschaftlich absichern. Daß sich eine solche Strategie auf
den vielbeschworenen Konsens innerhalb der Mehrheitsge-
sellschaft berufen kann, kommt dieser Politik nur zu gele-
gen. Zweitens: Seit Beginn der 90er Jahre entwickelt sich in
den Metropolen eine Strategie der Sauberkeit und des öf-
fentlichen Ambiente, die sich, teilweise als Importware New
Yorker »Zero Tolerance«, den Kampf um sogenannte »Stand-
ortvorteile« auf ihre Fahnen geschrieben hat. Sicherheit
fungiert in diesem Bezugsrahmen als »weicher Standortvor-
teil«, um besonders internationales Investitionskapital an-
zulocken. Insoweit ist die gegenwärtige Diskussion über Si-
cherheit und Ordnung in den Städten hochgradig ideolo-
gisch aufgeladen, da sie von strategischen Überlegungen
und Interessen dominiert wird, die in erster Linie mit der
Darstellung von Herrschaft korrespondieren und »Sicher-
heit« als »face value« verhandeln. In dieser Lesart stellt sich
die Stadt als ein überdeterminiertes Feld sozialer Kontrolle dar,
das im Kern nicht nur auf die zugrundeliegenden gesell-
schaftlichen Kräfteverhältnisse verweist, sondern auch die
Konfliktlinien andeutet, die sich innerhalb der städtischen

Gesellschaft zunehmend entwickeln und die im Rahmen
der populistischen Sicherheitsdebatte als eine soziale Geo-
graphie der Angst in Erscheinung treten. Spezifische Stadt-
räume verwandeln sich in Angsträume und erzeugen auf
diese Weise verstärkte Sicherheitsvorkehrungen, die nicht
mehr legitimationsbedürftig erscheinen.

Kontrollstrategien und symbolische
Ordnungssicherung

Hintergrund dieses Prozesses ist die wachsende ökonomi-
sche Spaltung innerhalb des sozialen Gefüges der Stadt, die
auch als neo-liberale Kapitalstrategie oder postfordistische
Marktgesellschaft identifiziert werden kann.3 In der Stadt-
forschung werden solche Absetzbewegungen als sozial-
räumliche Polarisierung und Fragmentierung umschrieben,
die im Ergebnis zu einer weiteren Segregation der städti-
schen Gesellschaft führen. Der einzelne wird zum Unter-
nehmer seiner selbst, Sicherheitspolitik tritt an die Stelle
der Sozialpolitik, der lokale Staat entledigt sich seiner wohl-
fahrtsstaatlichen Bindungen und verlegt sich auf eine Tech-
nik des Regierens und Herrschens aus der Distanz.4 In dieser
Situation wird gerade auch für die politischen Akteure und
staatlichen Kontrollorgane eine Ordnungsstrategie interes-
sant, die auf Moralpaniken aufbaut und als »policing the
crisis« thematisiert werden kann.5 Ein entscheidendes Ele-
ment staatlich organisierter Kontrollpolitik besteht nun
darin, ganz gezielt nicht-staatliche Instanzen sowie Bürge-
rinnen und Bürger in den Prozeß der Kriminalitätskontrolle
einzubauen. Das entspricht zum einen der Technik neo-li-
beralen Wirtschaftens und staatlicher Entpflichtung, und
hat zum anderen den unschätzbaren Vorteil, daß die Bürger
für ihre Sicherheit selbst zur Verantwortung gezogen wer-
den können. Auf diese Weise avanciert lokale Sicherheits-
politik zur Bürgerpolitik, die sich auch noch mit einem de-
mokratischen Anstrich auszustatten versucht: Kriminal-
prävention als neue Strategie bürgernaher Politik.6 Die aktu-
ellen Ansätze städtischer Ordnungssicherung lassen sich
dabei in einem Elf-Punkte-Programm zusammenfassen:
(1.) Die Übertragung hoheitlicher Aufgaben auf Privatper-

sonen (meist als Bedienstete von Sicherheitsunter-
nehmen) im Wege der sogenannten »Beleihung«.
Hiervon wird vorzugsweise im Bereich der Überwa-
chung des ruhenden Verkehrs Gebrauch gemacht.
Die Analogie zur bekannten Westernszene, in der der
Sheriff rechtschaffene Bürger seines Ortes zu Hilfs-
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Sheriffs ernennt, um den Schurken das Handwerk zu
legen, ist durchaus nicht abwegig.

(2.) Die zunehmende Reglementierung öffentlicher Räu-
me durch die Kommunen im Rahmen des Erlasses
von Gefahrenabwehrverordnungen oder Sondernut-
zungssatzungen. Dieses Ordnungswidrigkeitenrecht
richtet sich in aller Regel gegen Verhaltensweisen, die
bestimmten Randgruppen zuzuordnen sind.    

(3.) Die Ausdehnung von sogenannten »hybrid spaces«.
Das sind halböffentliche Räume im Bereich von Schu-
len, Krankenhäusern, Universitäten, Verkehrsbetrie-
ben etc., die gleichermaßen ein »hybrid policing« er-
möglichen, da diese Institutionen auch das Hausrecht
wahrnehmen.

(4.) Die Privatisierung und Kommerzialisierung öffentli-
cher Räume durch die Errichtung von Einkaufszen-
tren, Ladenpassagen, Erlebnisparks etc. Über die
Hausrechtsbefugnis verfügen regelmäßig die Betrei-
bergesellschaften.

(5.) Die »wilde« Kommerzialisierungsvariante. Profitori-
entierte Sicherheitsdienste agieren etwa im Auftrag
von Geschäftsinhabern ohne besondere Rechtsgrund-
lage im öffentlichen Raum. Sie berufen sich auf die
sog. »Jedermannrechte«, die zu Regeleingriffs-Befug-
nissen überhöht werden.

(6.) Die Re-Kommunalisierung polizeilicher Aufgabenfel-
der durch die Wiedereinführung einer städtischen Po-
lizei. In Frankfurt/M. fallen darunter etwa die in
Mehrzweckanzügen auftretenden Sicherheitskräfte
des Ordnungsamtes, die speziell als Raumpolizei agie-
ren und in Kombination mit der Schutzpolizei die
»City-Streife« bilden.

(7.) De-facto-Bundespolizei durch Befugniserweiterung
des Bundesgrenzschutzes. Die Beamten des BGS agie-
ren nicht nur an Verkehrsknotenpunkten wie Flughä-
fen und Hauptbahnhöfen, sondern etwa im Rahmen
der »Aktion Sicherheitsnetz« auch in Innenstadtberei-
chen. Das Recht zur »Schleierfahndung« ermöglicht
BGS-Beamten, an jedem Ort der Bundesrepublik ohne
weitere Voraussetzungen Bürger zu kontrollieren wie
zu befragen.

(8.) Die Kooperation zwischen Polizei und profitorientier-
ten Sicherheitsdiensten. Dies geschieht etwa auf der
operativen wie Alltagsebene durch eine Vielzahl von
Einzelkontakten. Eine besondere Rechtsgrundlage
existiert für solche Zusammenarbeit nicht. Einen Son-
derfall bildet etwa das sogenannte 3-S-Konzept der
Deutschen Bahn AG.7

(9.) Das sog. »City-Security-Management«. Hiernach ist es
Aufgabe städtischer und stadtteilbezogener Sicher-
heitspolitik, die Unterstützung der Polizei systema-
tisch in ihren Aufgabenbereich zu integrieren. Dazu
gehört auch die Einrichtung von Präventionsräten,
die unter der Mitwirkung von profitorientierten Si-
cherheitsdienstleistern wichtige Koordinierungsfunk-
tionen übernehmen sollen.8

(10.) Die Heranziehung der Bürger zur Kontrollarbeit. Hier-
unter fallen etwa die Bayerische Sicherheitswacht
oder die Frankfurter Beschäftigungsinitiative »Arbeit
vor Sozialhilfe«, in deren Rahmen ehemalige Sozial-
hilfeempfänger für einen Brutto-Stundenlohn von
15,08 DM als sogenannte »Präventionshelfer« Kon-
trollgänge im öffentlichen Raum absolvieren.

(11.) Die Festivalisierung und Durchkommerzialisierung
der Innenstädte. Durch die Veranstaltung einer Viel-
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zahl sog. »Events« soll eine Wiederbelebung der »Inner
Cities« erreicht werden. Auf diese Weise wird versucht,
die verfehlte Stadtplanung der vergangenen Jahrzehn-
te zu kompensieren und strategisch zu überspielen.   

Insgesamt haben wir es also im Bereich städtischer Si-
cherheitspolitik mit einem diffusen öffentlichen, profitori-
entierten und privaten Kontrollmix unklarer rechtlicher
Normierungen sowie unübersichtlicher Kompetenzen und
Aufgabenbereiche zu tun. Es bildet sich in immer stärkerem
Maße ein unterstrafrechtliches Partikularrecht heraus, das,
profitgebunden im Gewande des Hausrechts, ein neues Pri-
vatstrafrecht zu etablieren sucht. Flankiert wird dieser Pro-
zeß durch die Kommunen, die im Wege spezifischen Ord-
nungswidrigkeitenrechts eine neue kommunale Sicher-
heitsgesetzgebung zu installieren versuchen. Insoweit
scheint der Weg zur revanchistischen Stadt bereits vorge-
zeichnet.9 Im folgenden sollen einige Aspekte dieser neuen
städtischen Sicherheitsprogrammatik herausgegriffen und
näher durchleuchtet werden. 

Police-Profit-Partnership

Wie weit die polizeilichen Netzwerkaktivitäten im Bereich
der Zusammenarbeit mit kommerziellen Sicherheitsunter-
nehmen bereits fortgeschritten sind, zeigt einmal mehr das
Beispiel Frankfurt am Main. Denn am 17.6.1999 wurde ein
Kooperationsvertrag zwischen dem Polizeipräsidium und
der Landesgruppe Hessen des Bundesverbandes Deutscher
Wach- und Sicherheitsunternehmen (BDWS) abgeschlos-
sen, der die zukünftige Zusammenarbeit regeln soll. Diese
bundesweit erstmalige Variante einer polizeilich-profitori-
entierten Kooperative deutet die Intensität und Qualität
an, mit denen die Sicherheitsbranche bereits ins Zentrum
urbaner Kontrolle vorgedrungen ist. An dieser neuen Si-
cherheitsmission sind neun Unternehmen (zum Beispiel
Securitas, Industrie- und Handelsschutz GmbH sowie
Wach- und Schließ) mit insgesamt 133 Fahrzeugen beteiligt.
Was ist nun Aufgabe der kommerziellen Sicherheitsdienst-
leister und wie soll die Kooperation mit der Frankfurter Po-
lizei praktisch organisiert werden? Die Devise lautet
zunächst: »Beobachten, erkennen und melden!« Dabei sind
zunächst folgende Aufgabenbereiche vorgesehen:
• Beobachtende Unterstützung bei Fahndungsmaßnah-

men nach gesuchten Straftätern und Fahrzeugen (vor al-
lem Straßenräuber und Unfallfahrzeuge);

• Hinweise auf Personen und Örtlichkeiten, die zur Bege-
hung von Straftaten ins Auge gefaßt werden (Handta-
schenräuber, Supermärkte, Banken, Wohnbereiche etc.);

• Hinweise auf Ansammlungen von Personen, die Strafta-
ten begangen haben oder eventuell begehen wollen
(Straßendealer und -räuber, Angetrunkene etc.);

• aktive Unterstützung der eingesetzten Polizeibeamten im
Zusammenhang der gesetzlichen Hilfeleistungen und
den jeweiligen Tätigkeitsbereichen (Unfall-Opferhilfe,
Einlaß in Objekte etc.).

Auf welche Weise soll die Zusammenarbeit organisato-
risch umgesetzt werden?
• Die beteiligten Sicherheitsfirmen richten eine gemeinsa-

me Informations- und Ansprechstelle (IAS) ein, die 24
Stunden besetzt ist. Dort werden sodann alle eingehen-
den Hinweise koordiniert und unverzüglich an den poli-
zeilichen Ansprechpartner weitergeleitet.

»Aufgrund der
Schmalspur-

ausbildung und des
martialischen

öffentlichen Auf-
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• Polizeilicher Ansprechpartner ist der ebenfalls 24 Stun-
den besetzte Führungs- und Lagedienst im Polizeipräsidi-
um, der im Bedarfsfall die sicherheitsrelevanten Lagen
auf umgekehrtem Wege an die IAS weitergibt. Das be-
trifft etwa aktuelle Fahndungen oder befürchtete Sicher-
heits- und Ordnungsprobleme.

Darüber hinaus ist vorgesehen, daß ein kommerzieller Si-
cherheitsbediensteter auch an der Arbeitsgruppe »Drogen«
des Präventionsrates teilnimmt, die wöchentlich im Poli-
zeipräsidium tagt. Diese Offerte wird von Seiten der Polizei
als »weiterer Vertrauensbeweis« gewertet.10 Fragen des Da-
tenschutzes stehen bei dieser Form einer »Police-Profit-
Partnership« offenbar nicht zur Debatte.  

Das 3-S-Konzept der Deutschen Bahn AG 

Eine wichtige strategische Bedeutung für die zonale Organi-
sation der Raumkontrolle in den deutschen Großstädten
kommt der Deutschen Bahn AG zu. Sie verfügt nicht nur
über die größten räumlichen Areale, sondern übernimmt
die für die Metropolen lebensnotwendige Funktion der
Steuerung der Pendler- und Besucherströme, die durchaus
weit mehr als 100.000 Fahrgäste pro Tag und Stadt ausma-
chen können. In diesem Sinne ist der engere Bahnhofsbe-
reich auch der Knotenpunkt und das Lagezentrum aller Si-
cherheitsaktivitäten, die in personeller Hinsicht vor allem
durch den Bundesgrenzschutz und durch die Bahn Schutz
& Service GmbH (BSG), einer hundertprozentigen Tochter
der Deutschen Bahn AG, getragen werden. Diese kontroll-
politische Arbeitsteilung, die mit der Privatisierung der da-
maligen Bundesbahn zusammenhängt, ist selbst von Teilen
der kritischen Öffentlichkeit kaum wahrgenommen wor-
den. Denn zum 1.4.1992 wurde praktisch die gesamte ca.
3.000 Beamte umfassende Bahnpolizei in den Bundesgrenz-
schutz überführt. Damit gelang dem damaligen Bundesin-
nenminister Kanther ein strategischer Schachzug mit weit-
reichenden Konsequenzen: Er hatte nicht nur für den
durch den Zusammenbruch des realexistierenden Sozialis-
mus zumindest teilweise arbeitslos gewordenen BGS ein
neues, attraktives Aufgabengebiet gefunden, er hatte vor al-
lem den Grundstock für den Aufbau einer Bundespolizei
gelegt.11 Darüber hinaus hat er mit dieser Aktion – quasi als
Neben- oder Begleiteffekt – der Deutschen Bahn das gesam-
te Kontrollpersonal entzogen und den BGS von lästigen
Servicedienstleistungen und Werkschutzaufgaben im Bahn-
bereich entbunden. Danach deckt der BGS den gesamten
Bereich der repressiven Strafverfolgung inklusive
großflächiger Fahndung ab, während die bahneigene BSG
in erster Linie für die Durchsetzung des Hausrechts im
Wege der Erteilung von Hausverbot, Bahnhofsverweis und
Bahnhofsverbot zuständig ist sowie im Bereich der Sicher-
heit eine »präventive Serviceleistung« durch aktive Kun-
denbetreuung erbringen soll.

Die Geschichte der bahneigenen Sicherheitsgruppe BSG
ist für die Privatisierungsfrage nicht uninteressant, da sie die
gesamte Problematik verdeutlicht, die eine dem »freien
Markt« unterliegende, beauftragte Privatpolizei mit sich
bringt. Denn die Deutsche Bahn AG hatte nach der BGS-
Überleitung der Bahnpolizei zunächst private Sicherheits-
unternehmen mit der Wahrnehmung ihrer Sicherheitsin-
teressen beauftragt. Nachdem die Erfahrungen mit dem
Engagement dieser Sicherheitsfirmen jedoch derart negativ
ausfielen, daß eine weitere Fremdvergabe dieser Dienstlei-

stungen aus einem wohlverstandenen Eigeninteresse nicht
mehr tragbar erschien, wurde am 23.8.1993 die Bahnschutz
GmbH gesellschaftsrechtlich gegründet und sodann einer
einheitlichen Ausbildungs-, Aufgaben- und Programm-
struktur unterworfen.

Mit Hilfe des sog. 3-S-Konzeptes (»Service, Sicherheit und
Sauberkeit«) wird das gesamte Bahnhofsgelände der Main-
metropole, also einschließlich Bahnhofsvorplatz, B-Ebene,
S-Bahn Tunnel bis Taunusanlage sowie vier weitere ange-
schlossene Bahnhöfe, 24 Stunden pro Tag überwacht. Das
jederzeit mögliche Eingreifen wird von einer Zentrale aus
dirigiert, die sich dazu einer spezifischen Anlage bedient. Sie
besteht aus insgesamt 108 ferngesteuerten High-Speed-Ka-
meras, die sich automatisch auf die verschiedenen Lichtsi-
tuationen (Tag, Nacht, Dämmerung, Kunstlicht) einstellen,
um 360 Grad schwenkbar sowie zoombar sind. In dieser
Zentrale sitzen vier Bahnmitarbeiter vor jeweils acht Moni-
toren, die prinzipiell eine flächendeckende Überwachung
des gesamten Einflußbereichs der Deutschen Bahn AG er-
möglichen. Ziel dieses Kontrollkonzepts ist das präventive
Eingreifen bei Störungen oder Anzeichen von Störungen
jedweder Art: »Unser Mitarbeiter im Servicezentrum sieht,
da ist jemand, der offensichtlich vollgetankt ist, der drückt
sich da unten bei den S-Bahnen um die Sitzgelegenheiten
herum. Das klassische Konzept wäre, daß man so lange war-
tet, bis etwas passiert, bis der also sich da hingelegt hat oder
andere Fahrgäste belästigt oder bis sich einer beschwert.
Wir sehen gleich, da bahnt sich was an, das könnte unan-
genehm werden. Dann schicken wir schon mal Mitarbeiter
vorbei, die sich die Sache vor Ort anschauen. Die sollen in-
tervenieren, bevor sich die Situation zugespitzt hat, weil
der erste sich beschwert und einer Streit anfängt. Wir wol-
len ja Konfliktsituationen vermeiden. Wenn der erstmal da
unten rumschreit und einen riesigen Streit vom Zaun
bricht, ist es schon zu spät. Das wollen die Leute nicht se-
hen«.12 Der Bundesgrenzschutz verfügt ebenfalls über einen
Kommandostand in der 3-S-Zentrale. Werden verdächtige
Situationen oder Personen wahrgenommen, so sind die Be-
amten des BGS jederzeit befugt und in der Lage, die Bilder
per Video aufzuzeichnen und weiterzuverwerten. Damit ist
jeder Winkel des Bahnhofs jederzeit lückenlos zu überwa-
chen. Das Konzept garantiert eine perfekte Kontrolle, der
sich, wird der zonale Überwachungsraum erst einmal betre-
ten, niemand entziehen kann. Allein im Jahr 1998 wurden
von der Deutschen Bahn AG, bezogen auf den Großraum-
bereich des Frankfurter Hauptbahnhofs, 4.000 Hausverbote
ausgesprochen, so daß ganz offensichtlich nach dem Motto
gehandelt wird: »Wer nichts macht, bei dem tummeln sich
die Kriminellen«.13 Insofern setzt sich der Trend zur Vi-
deoüberwachung strategischer Orte und Plätze innerhalb
des Stadtraumes konsequent fort, der bereits heute in zahl-
reichen Städten Großbritanniens in Form des CCTV (closed-
circuit television) praktisch realisiert ist. Der betriebswirt-
schaftliche Hintergrund dieses Sets von control-enginee-
ring liegt aber nicht nur in den flankierenden Effekten für
die Steigerung des Fahrgastaufkommens. Vielmehr verfolgt
die Deutsche Bahn AG Visionen, durch einen neuen Typus
der Bahnhöfe »den Nukleus und das Modell für die Stadt-
plätze des 21. Jahrhunderts« zu schaffen. Diese Zukunfts-
planung läßt sich etwa an dem am weitesten fortgeschritte-
nen »Projekt 21« verdeutlichen, das für die Bahnhöfe in
Stuttgart, Frankfurt/M., München, Saarbrücken und Mann-
heim ausgearbeitet wurde. Diese Planungen sehen vor, daß
die oberirdischen Kopfbahnhöfe (Stuttgart, Frankfurt/M.,
München) in tiefer gelegene Durchgangsstationen umge-

»Jede Analyse der
neuen sicherheits-
politischen Arbeits-
teilung muß bei den
bereichsspezifischen,
räumlichen, recht-
lichen, funktionalen
und geographischen
Grenzlinien und
Unterschieden inner-
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baut werden, um die Gleisanlagen im Stadtraum zu beseiti-
gen und das Betriebsgelände an den Stadtrand zu verlagern.
Durch diese unterirdischen Gleiszuführungen entfallen bis
zu 90 Prozent der heutigen Bahnflächen in den Städten.
Die Deutsche Bahn AG würde Eigentümerin der Filetstücke
städtischer Immobilien, die für die bereits mitgelieferte
Grundstücksverwertung äußerst profitabel zu vermarkten
wären. Das Projekt »Frankfurt 21« will zum Beispiel auf den
Gleisflächen des Güterverkehrs im Verlauf einer sechzig
Meter breiten grünen Achse einen »Messeboulevard« ent-
stehen lassen. Im Gleisbereich des Hauptbahnhofs soll ein
»Central Park« mit einem Parkgelände von 3.000 Meter
Länge und 180 Meter Breite sowie verdichteter Randbebau-
ung – vorzugsweise in Form von Hochhäusern – errichtet
werden. Einer grundlegenden städtebaulichen Neukonzep-
tion unter der Regie der Deutschen Bahn AG stünde so-
dann also nichts mehr im Wege.   

Zurück zur alten Stadtpolizei

Obwohl in Hessen die kommunale Vollzugspolizei zu Beginn
der 70er Jahre in zwei Stufen vollständig verstaatlicht wurde,
entwickelt sich unter der Hand gleichsam eine neue Stadtpo-
lizei, die auf die Erfüllung spezieller Kontrollfunktionen aus-
gerichtet ist. Gesetzliche Grundlage dafür ist § 99 HSOG
(Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung), der die Bestellung von sogenannten »Hilfspolizeibe-
amtinnen und Hilfspolizeibeamten« regelt. Diese Angehöri-
gen des Ordnungsamtes, die in dienstrechtlicher Hinsicht
übrigens deutlich schlechter gestellt sind als ihre im Landes-
dienst beschäftigten KollegInnen, verfügen im Rahmen ihrer
originären Aufgaben in vorbezeichneten Gebieten der Stadt
Frankfurt am Main grundsätzlich über die gleichen Befugnis-
se wie die Vollzugspolizei. Nichtsdestotrotz ist die in Mehr-
zweckanzügen auftretende paramilitärische Ordnungstruppe
vor allem auf Verstöße in den sachlichen Bereichen des Aus-
länderrechts sowie des Gefahrenabwehrverordnungs- und
kommunalen Satzungsrechts fixiert. Insoweit läßt sich
durchaus von einer städtischen Ausländer- und Armenpolizei
sprechen, die vor allem durch die tägliche Vielzahl von Per-
sonenkontrollen in den repräsentativen Räumen der Stadt
auffällt. Der Sicherheitsdienst des Ordnungsamtes, der eine
tatsächliche Personalstärke von ca. 80 MitarbeiterInnen auf-
weist, ist zunächst für jene Kontrollaufgaben zuständig, in de-
ren Zentrum ein sauberes Erscheinungsbild der Stadt steht. In
jüngster Zeit scheint sich die städtische Raumpolizei auf die
Verbannung bestimmter Personen spezialisiert zu haben. So
wurden allein zwischen dem 1. Dezember 1996 und 31. De-
zember 1997 auf der Zeil gegen 1671 Personen sogenannte
»Platzverweise« erteilt – meist wegen »aggressiven Alkohol-
mißbrauchs«. Im ersten Vierteljahr 1998 wurden 146 Platz-
verweise ausgesprochen. Im Bedarfsfall werden die Betroffe-
nen aus der Fußgängerzone »verbracht«, das heißt zur
Obdachlosenunterkunft in den Ostpark transportiert. Hinter
der hohen Zahl der Platzverweise verbirgt sich nach Mei-
nung des Ordnungsamts-Leiters »nur eine kleine Gruppe
von 30 bis 50 Betroffenen«.14

Bereits heute werden zahlreiche Aufgaben der Gefahren-
abwehr – vom Paß-, Personalausweis- und Ausländerwesen
bis zur Bekämpfung der verbotenen Prostitution – von den
allgemeinen Ordnungsbehörden wahrgenommen. Auf-
schlußreich dürften jedoch Überlegungen sein, die sich mit
den neuen Sicherheits- und Ordnungsstrategien im Rah-
men der Globalisierung ökonomischer Prozesse befassen.

Hier scheint sich jedenfalls eine Dezentralisierung ordnungs-
politischer Aktionsfelder bei gleichzeitiger Lokalisierung poli-
zeilicher Handlungsmuster herauszubilden. Aufgrund der
Schmalspurausbildung und des martialischen öffentlichen
Auftretens scheint sich der städtische Sicherheitsdienst
gleichsam als »Ordnungsmacht für öffentliche Räumlich-
keit« profilieren zu wollen, die sich offenbar auf die Befrie-
digung von spezifischen Frankfurter Bedürfnissen hinsicht-
lich des neuen »Polizierens« eingerichtet hat. Dieser
Aufwertung lokaler Kontrollpolitik scheint sich eine Stadt
verschrieben zu haben, die seit Ende 1995 die »Sicherheits-
offensive Innenstadt« betreibt und in der die Zeil großspu-
rig in einem Atemzug mit der Fifth Avenue oder den
Champs-Elysées präsentiert wird.15

Profitorientierte Sicherheit vs. öffentliche Kontrolle

Ein zentrales Problem bei der theoretischen Verortung des
neuen Dualismus von staatlicher Kontrolle und ihren kom-
merziellen Komplementärleistungen im städtischen Raum
liegt darin, daß es zum anglo-amerikanischen »policing«
kein deutsches Pendant gibt. Denn diese Einordnung wird
ganz entscheidend vom Verhältnis zwischen öffentlicher
und kommerzieller Kontrolle bestimmt. In diesem Sinne ist
der Kontrollbegriff keineswegs deckungsgleich mit polizeili-
cher Arbeit oder Polizeipräsenz. Im Gegenteil: »Policing«
umfaßt das komplexe Verbindungsgefüge unterschiedlicher
Kontrollformen in einem gegebenen sozial-geographischen
Raum. Gerade die Verfügung über legitime physische Gewalt
ist es aber, die die Polizei von allen anderen nicht-staatlichen
Kontrollinstanzen abhebt. Das gilt für Deutschland vermut-
lich noch stärker als etwa für den britischen oder US-ameri-
kanischen Raum. Angesichts der unbestreitbaren Entwick-
lung, daß sich ganze Innenstädte in »nichtöffentliche öffent-
liche Räume« wandeln,16 die zunehmend mit einer Haus-
rechtsbefugnis überzogen werden, stellt sich dann allerdings
die Frage, ob kommerzielle Ordnungskräfte die »gewaltmo-
nopolistische Ausstattung« überhaupt noch brauchen. 

Auf der Basis des wachsenden Zusammenspiels von staat-
licher Polizei und kommerziellen Sicherheitsdiensten im
Rahmen komplexer Sicherheitsnetzwerke ergeben sich zwei
zentrale Fragen:17 Welches Gewicht wird der staatlichen Po-
lizei in diesem arbeitsteiligen Zusammenhang beigemessen?
Wie lassen sich polizeiliche Funktionen von Dienstleistun-
gen anderer Sicherheitsanbieter unterscheiden? Zur ersten
Frage: Öffentliche Sicherheit gilt als unteilbares soziales Gut
und als unverzichtbare Grundlage kollektiven Zusammenle-
bens. In diesem Rahmen verfügt die Polizei über eine hohe
symbolische Autorität, die durch öffentliche Legitimität ge-
deckt ist (»Kontrolle durch Zustimmung«). Diese fundamen-
tale gesellschaftliche Anbindung der Polizei läßt gleichzeitig
den immer deutlicher werdenden Warencharakter von Si-
cherheit prekär werden. Denn die wachsenden und immer
offensichtlicher werdenden Sicherheitsvorkehrungen lösen
ihrerseits wiederum politische Aktivitäten in bezug auf das
staatliche Sicherheitsversprechen aus. Dabei geht es vor al-
lem darum, die wachsenden Ansprüche an das öffentliche
Regulierungsarsenal auf unterschiedliche gesellschaftliche
Gruppierungen zuzurichten und umzuverteilen. Zur zwei-
ten Frage: Jede Analyse der neuen sicherheitspolitischen Ar-
beitsteilung muß bei den bereichsspezifischen, räumlichen,
rechtlichen, funktionalen und geographischen Grenzlinien
und Unterschieden innerhalb der Kontrolle ansetzen. Die
Polizei fungiert in diesem Rahmen prinzipiell als allzustän-
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dige, unspezifische Sicherheitsagentur. Das ist aber gleichzei-
tig die Chance für kommerzielle Sicherheitsanbieter, um
sich neue Märkte zu erschließen. Staatliche Kontrolle steckt
nun aber in dem Dilemma, einerseits die beständig steigende
Sicherheitsnachfrage befriedigen zu müssen und dabei ande-
rerseits in bestimmten gesellschaftlichen Bereichen mit
kommerziellen Sicherheitsdienstleistern in Konkurrenz zu
treten. Insofern könnte dieser »Sicherheitsspagat« bestimm-
te Formen staatlicher Sozialkontrolle mittelfristig unter
Druck setzen. Darin dürfte auch der Grund zu suchen sein,
daß gerade von staatlicher Seite ganz gezielt Sicherheits-
und Ordnungspartnerschaften initiiert werden, um im Sinne
eines »Regierens aus der Distanz« Verantwortung zu delegie-
ren, um neue individuelle oder marktförmige Verantwort-
lichkeiten herzustellen. In diesen Kontext dürfte auch die
oben dargestellte Kooperation der Frankfurter Polizei mit
kommerziellen Sicherheitsfirmen einzuordnen sein. Denn
aufgrund eigener Initiative können kommerzielle Sicher-
heitsfirmen im polizeilich definierten, städtischen Aufga-
benbereich eben nicht agieren.

Fazit: Krise des Gewaltmonopols?

Welche Auswirkungen stellen sich nun durch die wachsen-
de Kommerzialisierung sozialer Kontrolle im urbanen
Raum für die Geltungskraft des staatlichen Gewaltmono-
pols ein? Die zunehmende Privatisierung staatlicher Kon-
trollformen kann sicherlich die Herausbildung einer »oligo-
polistisch-präventiven Sicherheitsordnung« anstelle der
institutionell-wohlfahrtsstaatlichen Ordnung verstärken.18

Daß dadurch allerdings zwangsläufig das Gewaltmonopol
geschwächt oder gar in Frage gestellt würde, erscheint mir
nicht zwingend. Vielmehr werden die Privatisierungsfor-
men und diversen Sicherheitspartnerschaften ganz offen-
sichtlich von staatlicher Seite initiiert und gefördert, gerade
um Beeinträchtigungen und Gefährdungen des Gewaltmo-
nopols abzufedern und umzulenken. Denn daß staatliche
Akteure das Sicherheitsboot steuern, aber andere dafür ru-
dern lassen, bedeutet  ja nicht die Abgabe der Oberaufsicht
über eben dieses Boot. Natürlich sind den staatlichen Stra-
tegien der Kriminalitätskontrolle in den westlichen kapita-
listischen Ländern Grenzen gesetzt, die sich speziell durch
die Legitimationsprobleme und Widersprüche der Sicher-
heitsarbeit in der neo-liberalen Phase ergeben. Plausibler
erscheint hingegen eine Entwicklung, die Funk in histori-
scher Perspektive als »Sublimierung des Gewaltmonopols«
umschreibt.19 Dabei handelt es sich um einen Prozeß der be-
ständigen Verfeinerung und Ausdifferenzierung der Einsatz-
instrumente und Verhaltensformen des Gewaltmonopols.
Im Ergebnis bedeutet dies gerade keine Rücknahme, son-
dern eine Zunahme staatlicher Gewalt, so daß die bürgerli-
che Gesellschaft ohne einen flexiblen und anpassungsfähigen
Polizeiapparat überhaupt nicht mehr denkbar ist. Damit ver-
bunden ist die Vorverlagerung der staatlichen Eingriffs-
kompetenzen durch eine präventive, proaktive Polizei, die
auch als Veralltäglichung staatlicher Gewalt gefaßt werden
kann. Staatssicherheit und Bürgersicherheit, einst als im
Spannungszustand befindliche Gegenpole gedacht, ver-
schmelzen im lokalen Präventionsstaat zu einer öffentli-
chen Sicherheitspartnerschaft.

Dr. Hubert Beste ist Lehrbeauftragter am Institut für Gesell-
schafts- und Politikanalyse des Fachbereichs Gesellschaftswis-
senschaften der Universität Frankfurt am Main
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